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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FÜR JUSTIZ 

GZ 351.70/1-111 1/95 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Wien 

Museumstraße 7 
A-1070 Wien 

Briefanschrift 
A-1016 Wien, Postfach 63 

Telefon 
0222152 1 52-0* 

Fernschreiber 
131264 jusmi a 

Telefax 
0222152 1 52/727 

Teletex 
3222548 = bmjust 

I ~.::t,;~tri~~t·· (;~:(~r:rZENTV;J~··!:(~ i..J\Q",llllil ...... 1~~ : 

'11 ., . .nr:: 'tl...... . Sachbearbeiter Dr. Paukner 
1. • .......................................... ' 

Datum: 2 0, FES. '994 ~ J I Klappe 237 (DW) 

V.rteilt .~.Lf~9.,J~_~~.J!.~ --1' fi ~ 
:z; l·V/-z"vv;;l i4 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
BOG 1979 (BOG-Novelle 1995), das GG 1956, 
das VBG 1948, die RGV 1955, das PVG und das 
RDG geändert werden; 
Begutachtungsverfahren 

Unter Bezugnahme auf das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes zum 18.1.1995, 

GZ 921.785/1-11/A/1/b/95, beehrt sich das Bundeminist'3rium für Justiz, 25 Ausfertigungen sei­

ner Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-Oienstrechts­

gesetz 1979 (BOG-Novelle 1995), das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 

1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes-Personalvertretungsgesetz und das 

Richterdienstgesetz geändert werden, zur Kenntnisnahme zu übermitteln. 

10. Februar 1995 

Für den Bundesminister: 

FELLNER 
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RE PUB LI K Ö S TE R R EICH 
BUNDESMINiSTERIUMFÜR JUSTIZ 

GZ 351.70/1-1111/95 

An das. 

Museumstraße 7 
A~1070 Wien 

Briefanschrift 
A-1016 Wien, Postfach 63 

Bundeskanzleramt 

Wien 
Telefon 
02221521 52-0* 

Fernschreiber 
131264 jusmi a 

Telefax 
0222152 1 52/727 

'Teletex 
3222548 == bmjust . 

Sachbealbeiter Dr. Paukner 

Klap~e . 237 (DW) 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
BOG 1979 (BOG-Novelle 1995), das GG 1956, 
das VBG 1948, die RGV 1955, das PVG und das 
ROG geändert werden; 
Begutachtungsverfahren 

zu GZ 921.785/1-1I/A/1/b/95 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt. sich zu dem mit Rundschreiben vom 

18. Jänner 1995 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem unter anderem das 
'. 

Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BOG-Novelle 1995) und das Richterdienstgesetz geändert . 

werden soll, mit der nachstehenden Stellungnahme: 

Artikel I Z 16 des Entwurfs sieht die Einfügung einer neuen Bestimmung über die Nut­

zung der technischen Möglichkeiten der Datenverarbeitung für die Bearbeitung dienst: und be­

soldungsrechtlicher Daten durch den Bundeskanzler und den Bundesminister für Finanzen vor 

(§ 274 a BOG 1979). Diese Bestimmung soll im Wege einer Änderung des § 1 Abs 2 BOG 

1979 auch für Richter und Richteramtsanwärter gelten. 
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DaSAlm 1.- Mai 1962 in Kraft getretene Richterdienstgesetz, BGBI1961I3Q5, hat das 

bis dahin in zahlreichen Rechtsquellen verstreut gewesene Oienstrecht deLRichter und Rich-

. teramts~mwärter - zunächst mit Ausnahme des Besoldungsrechts - erstmals in einem Geset­

zeswerk zusammengefaßt und so die verfassungsrechtiiche Sonderstellung der Richter in ei., 

nem demokratischen Hechtsstaat auch auf einfachgesetzlicher Ebene zum Ausdruck ge­

bracht. Zur weiteren Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit wurde im Jahre 1979 auch das 

Besoldungsrecht der Richter in das ROG eingebaut. 

Dieser vom Gesetzgeber eingeschlagene Weg soll beibehalten werden. Im Interesse 

. der Beibehaltung der Eigenständigkeit des richterlichen Oienstrechts ist es daher geboten, an 

Stelle der vorgesehenen Ausweitung der auf Richter und Richteramtsanwärter anzuWenden­

den BDG~Bestimmungen eine dem neuen § 274a BOG 1979 entsprechende Regelung in das 

ROG aufzunehmen. Bei dieser Gelegenheit sollten auch die derzeit in § 1 Abs 2 BOG 1979 

'enthaltenen Ausnahmeregelungen betreffend die Anwendung der §§ 2 und 3 BOG 1979 auf 

Richter und Richteramtsanwärter aufgehoben und die erforderlichen Bestimmungen in das 

RDG eingefügt werden. 

Die derzeitige Rechtslage ist vor allem auch deswegen problematisch, weil der Rege­

lungsinhalt des § 3 BOG 1979 durch die Besoldungsreform 1994 wesentlich erweitert worden 

ist und nunmehr auch Verwen.dungsänderungen und Versetzungen umfaßt, die in krassem 

Gegensatz zu den Grundsätzen der richterlichen Unabhängigkeit und Unversetzbarkeit ste­

hen. Es wird daher vorgeschlagen, § 3 BOG 1979, soweit dessen Inhalt für Richter und Rich­

teramtsanwärter von Bedeutung ist, als Artikel VI in das ROG einzubauen. Eine Übernahme 

des § 2 BOG 1979 (Stellenplan) ist deswegen nicht erforderlich, weil sich die allgemeine Gel­

tung des SteUenplans bereits aus § 26 Bundeshaushaltsgesetz ergibt. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf sollte auch zum Anlaß genommen werden, eine 

unsachliche Differenzierung zu beseitigen, die auf Grund des (ohne Befassung des Bundesmi­

nisteriums für Justiz) beschlossenen Artikels XVIII Z 6 des Bundesgesetzes BGBI 1995/43, 

entstanden ,ist. Nach dieser Regelung besteht nämlich für einen Richter, der zum Mitglied des 

Europäischen Parlaments gewählt wird, keine Möglichkeit, für die Dauer der Ausübung dieser 

Funktion um die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand einzukommen; ein Richter, der eine 

. der in § 17 oder § 19 Z 1 BOG angeführten Funktionen innehat, hat diese Möglichkeit weiter­

hin. Es ist sachlich keinesfalls gerechtfertigt, einem Richter, der als Mitglied des Europäischen 

Parlamtents außer Dienst gestellt ist (§ 79 ROG iVm § 19 Z 2 BOG 1979), hinsichtlich seiner 

Rechte anders zu behandeln als einen Richter, der eine der in § 17 oder § 19 Z ,1 BOG ange­

führten politischen Funktionen innehat. 
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Artikel XVIII Z 7 des Bundesgesetzes 8GBI 1995/43 regelt, in Form einer Ergänzung 

des § 173 RDG, das Inkrafttreten der durch Artikel XVIII erfolgten Änderungen. Durch ein Re­

daktionsversehen wurde jedoch eine ,unrichtige Absatzbezeichnung (Abs 8 statt richtig 

Abs 10) angeführt und damit der bisherige Regelungsinhalt des durch die NovelleBGBI 

1994/506 eingefügten Abs 8 verändert. Die im vorliegenden Entwurf in Artikel VI vorgesehene 

bloße Berichtigung der Absatzbezeichnung vermag zwar die Absatzbezeichnung zu korrigie­

ren, revidiert aber nicht den geänderten Regelungsinhalt dieser Inkrafttretensbestimmung. Es 

muß daher entweder die ursprüngliche Inkrafttretensbestimmung neu beschlosssen oder aber 

Artikel XVIII Z 7 des Bundesgesetzes BGB,I 1995/43 selbst novelliert werden. 

Im einzelnen werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Änderungen des Beamten-Dienstrechtsgesetes 1979 (Artikel I Z 1 des Entwurfes): 

1. im § 1 Abs. 2 wird die WEmdung "mit Ausnahme der §§ 2 und 3" durch die Wen­

~ ", soweit nicht gesetzlich anderes bestimmt ist," ersetzt. 

Änderungen des Richterdienstgesetzes (Artikel VI des Entwurfes): 
\ ' 

Artikel VI 

Änderung des Richterdienstgesetzes 

Das Richterdienstgesetz, BGBI. Nr. 305/1961, zuletzt geändert durch das Bundesge­

setz BGBI. Nr. 43/1995, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Art. V werden folgende Art. VI und VII eingefügt: 

"Artikel VI 

Emennungsbegriff; Mitwirkung des Bundeskanzlers 

(1) Ernennung ist die bescheidmäßige Verleihung einer Planstelle. 

(2) Soweit sich der Bundespräsident das Recht zur Ernennung von' Richtern vorbe­

halten hat, bedarf die AntragsteIlung an den Bundespräsidenten der Zustimmung des 

Bundeskanzlers. 
I' . 

(3) Der Bundeskanzler kann aus Gründen der Planstellenbewirtschaftung anordnen, 

daß ihm die Besetzung von Richteramtsa~wärter- und Richterplanstellen mitzuteilen ist. 

5/SN-11/ME XIX. GP - Stellungnahme zu Entwurf (gescanntes Original)4 von 5

www.parlament.gv.at



- - - ----- - -i---

4 

Artikel VII 

Automationsunterstützte Datenverarbeitun8 

Der Bundeskanzler und der Bundesminister für Finanzen sind im Rahmen ihrer Mit­

wirkungsbefugnisse in Einzelpersonalangelegen,heiten ermächtigt, auf automationsunterstützt 

verarbeitete dienstrechtliche Daten der Richter und Richteramtsanwärter lesend zuzugreifen. 

Soweit dienstrechtliche Daten automationsunterstützt verarbeitet werden, ist dem Bundes­

kanzler und dem Bundesminister für Finanzen ein lesender Zugriff zU ermöglichen." 

2. Im § 83 Abs. 2 wird die. Zitierung "§ 19 Z 1 BDG 1979" durch die Zitierung "§ 19 

BOG 1979" ersetzt. 

3. Dem § 173 wird folgender Abs. 11 angefügt: 

"(11) Art. VI und VII sowie § 83 Abs:2in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 

xxxx/1995 treten mit 1. Jänner 1995 in Kraft." 

Änderungen des Bundesgesetzes BGBL Nr. 43/1995 (Artikel XVIII Z 7): 

Artikel XVIII Z 7 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 43/1995 lautet: 

'7. Dem § 173 wird folgenderAbs. 10 angefügt: 

"(10) § 65a, § 66 Abs.2, § 67 Abs. 1, § 68d Abs. 2 und § 83 Abs. 2 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 43/1995 tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft.'" 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem dem Präsidium des Na­

tionalrates übermittelt. 

1 O. Februar 1995 
Für den Bundesminister: 

FELLNER 
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